Die Zertifikatspflicht bei der Arbeit 


Rechtsanwalt Dr. Patrick Stach über die neue Zertifikatspflicht am Arbeitsplatz, die im September 
2021 im Rahmen der Corona-Pandemie eingeführt wurde. 


Vor einigen Monaten wurde in der Schweiz das Covid-Zertifikat eingeführt, anhand von welchem 
Personen den Nachweis einer erfolgten Impfung, Genesung oder ein negatives Testergebnis erbringen 
können. Dr. Patrick Stach erklärt, ob Arbeitgeber nun rechtmässig eine Covid-Zertifikatspflicht 
einführen dürfen. 


Als Rechtsanwalt musste sich Dr. Patrick Stach in den vergangenen Monaten im Zuge der 
Corona-Pandemie mit einigen neuen Rechtsfragen befassen. Neben steuerrechtlichen Fragen, die 
beispielsweise Pendler zwischen der Schweiz und dem Ausland betreffen und Rechtsfällen bezüglich 
der Kurzarbeit, bereitet auch die vor einiger Zeit neu eingeführte Zertifikatspflicht in der Schweiz 
Kopfzerbrechen. 


Was bedeutet die Zertifikatspflicht? 

Wer ist von der Zertifikatspflicht betroffen? 

Wer trägt die Kosten für das Zertifikat? 

Kann der Arbeitgeber seinen Angestellten kündigen, wenn sie sich nicht an die 
Schutzmassnahmen halten? 

e Kann der Arbeitgeber eine Impfpflicht verlangen? 


>> Was bedeutet die Zertifikatspflicht? << 


Bei dem Covid-Zertifikat handelt es sich um einen Nachweis für Personen ab 16 Jahren, wodurch 
nachgewiesen werden kann, ob eine Covid-19-Impfung, Genesung oder ein negativer Test vorliegt. Im 
Covid-Zertifikat sind persönliche Angaben wie Name, Geburtsdatum sowie Informationen zur 
erfolgten Covid-19-Impfung vermerkt. Die Schweizer Eidgenossenschaft garantiert mittels eines 
QOR-Codes Fälschungssicherheit und die Echtheit des Covid-Zertifikats. Laut Dr. Patrick Stach können 
Arbeitgeber das Vorlegen eines solchen Zertifikats von ihren Mitarbeitern verlangen, müssen für die 
Durchsetzung einer Zertifikatspflicht allerdings einige konkrete Vorgaben beachten. 


>> Wer ist von der Zertifikatspflicht betroffen? << 


Dr. Patrick Stach erklärt, dass sich die Zertifikatspflicht in erster Linie auf die Innenräume von 
Gastronomie, Kultur- und Freizeiteinrichtungen sowie Veranstaltungen bezieht. Der Arbeitgeber kann 
in diesen Innenräumen ein Covid-Zertifikat von seinen Angestellten verlangen. Dr. Patrick Stach 
betont allerdings, dass es im Zusammenhang mit dem Zertifikat nicht zu einer Bevorteilung oder 
Diskriminierung zwischen geimpften, genesenen und ungeimpften Arbeitnehmern kommen darf. 


>> Wer trägt die Kosten für das Zertifikat? << 


Die Einführung einer Corona-Zertifikatspflicht am Arbeitsplatz obliegt dem Arbeitgeber, der laut 
Rechtsanwalt Dr. Patrick Stach auch die damit verbundenen Kosten tragen muss. Schliesslich ist es 


Sache des Arbeitgebers, welche Massnahmen er zum Schutz gegen die Corona-Pandemie ergreifen 
möchte. Eine Ausnahme bildet das von Bund finanzierte repetitive Testen. Hier muss der Arbeitgeber 
nicht für die entstehenden Kosten aufkommen. Auch die Kosten für das Maske-Tragen oder 
Home-Office von Personen ohne Zertifikat muss der Arbeitgeber nicht übernehmen. 


>> Kann der Arbeitgeber seinen Angestellten kündigen, wenn sie sich nicht an die 
Schutzmassnahmen halten? << 


Laut Dr. Patrick Stach ist eine Kündigung in diesem Fall durchaus rechtskräftig. Bezüglich der 
Konsequenzen gibt es allerdings nach wie vor Unklarheiten. Der Arbeitnehmer darf die Entscheidung 
anfechten, woraufhin das Gericht wiederrum zum Schluss kommen kann, dass die erfolgte Kündigung 
missbräuchlich ist. Das Arbeitsverhältnis würde in diesem Fall zwar enden, jedoch müsste der 
Arbeitgeber dem Gekündigten unter Umständen eine Entschädigungszahlung zusprechen. Aus 
diesem Grund rät Dr. Patrick Stach seinen Mandanten, vor einer Kündigung lieber andere Optionen in 
Erwägung zu ziehen. 


>> Kann der Arbeitgeber eine Impfpflicht verlangen? << 


Hier kommt es laut Dr. Patrick Stach auf die konkrete Situation an. Unter gewissen Umständen kann 
der Arbeitgeber tatsächlich eine Impfpflicht festlegen, sofern eine konkrete, hohe Gefahr für die 
Gesundheit von Mitarbeitern oder Dritten besteht. Ist dies nicht der Fall, ist eine Impfpflicht auch 
nicht zulässig, erklärt der St. Gallener Rechtsanwalt. 


